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Umweltschutzgesetz, USG (SR 814.01) 
vom 7. Oktober 1983 (Stand am 1. August 2010) 
 
Art. 1   Zweck 
 
1 Dieses Gesetz soll Menschen, Tiere und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften und Lebensräume gegen 
schädliche oder lästige Einwirkungen schützen sowie die natürlichen Lebensgrundlagen, insbesondere die 
biologische Vielfalt und die Fruchtbarkeit des Bodens, dauerhaft erhalten.  
2 Im Sinne der Vorsorge sind Einwirkungen, die schädlich oder lästig werden könnten, frühzeitig zu 
begrenzen.  
 
Art. 29a  Grundsätze 
 
1 Mit Organismen darf nur so umgegangen werden, dass sie, ihre Stoffwechselprodukte oder ihre Abfälle:  

a.  die Umwelt oder den Menschen nicht gefährden können;  
b.  die biologische Vielfalt und deren nachhaltige Nutzung nicht beeinträchtigen.  

 
Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz, NHG (SR 451) 
vom 1. Juli 1966 (Stand am 1. Januar 2012) 
 
Art. 23   Fremde Tier- und Pflanzenarten: Bewilligungspflicht 
 
Das Ansiedeln von Tieren und Pflanzen landes- oder standortfremder Arten, Unterarten und Rassen bedarf 
der Bewilligung des Bundesrates. Gehege, Gärten und Parkanlagen sowie Betriebe der Land- und 
Forstwirtschaft sind ausgenommen.  
 
Freisetzungsverordnung, FrSV (SR 814.911) 
vom 10. September 2008 (Stand am 1. Juni 2012) 
 
Art. 1   Zweck 
 
1 Diese Verordnung soll den Menschen, die Tiere und die Umwelt sowie die biologische Vielfalt und deren 
nachhaltige Nutzung vor Gefährdungen und Beeinträchtigungen durch den Umgang mit Organismen, deren 
Stoffwechselprodukten und Abfällen schützen.  
2 Sie soll zudem beim Umgang mit gentechnisch veränderten Organismen, deren Stoffwechselprodukten 
und Abfällen die Wahlfreiheit der Konsumentinnen und Konsumenten gewährleisten sowie die Produktion 
von Erzeugnissen ohne gentechnisch veränderte Organismen schützen.  
 
Art. 3   Begriffe 
 
Im Sinne dieser Verordnung gelten als:  

f.  gebietsfremde Organismen: Organismen einer Art, Unterart oder tieferen taxonomischen 
Einheit, wenn:  

1. deren natürliches Verbreitungsgebiet weder in der Schweiz noch in den übrigen 
EFTA- und den EU-Mitgliedstaaten (ohne Überseegebiete) liegt, und 
2. sie nicht für die Verwendung in der Landwirtschaft oder dem produzierenden 
Gartenbau derart gezüchtet worden sind, dass ihre Überlebensfähigkeit in der Natur 
vermindert ist;  

h.  invasive gebietsfremde Organismen: gebietsfremde Organismen, von denen bekannt ist 
oder angenommen werden muss, dass sie sich in der Schweiz ausbreiten und eine so hohe 
Bestandesdichte erreichen können, dass dadurch die biologische Vielfalt und deren 
nachhaltige Nutzung beeinträchtigt oder Mensch, Tier oder Umwelt gefährdet werden 
können;  

k.  Inverkehrbringen: die Abgabe von Organismen an Dritte in der Schweiz für den Umgang in 
der Umwelt, insbesondere das Verkaufen, Tauschen, Schenken, Vermieten, Verleihen und 
Zusenden zur Ansicht, sowie die Einfuhr für den Umgang in der Umwelt.  

 
  



Art. 4   Selbstkontrolle für das Inverkehrbringen 
 
1 Wer Organismen für den Umgang in der Umwelt in Verkehr bringen will, muss vorgängig:  

a.  die möglichen Gefährdungen und Beeinträchtigungen durch die Organismen, ihre 
Stoffwechselprodukte und Abfälle zum einen für den Menschen, zum andern auch für die 
Tiere, die Umwelt sowie für die biologische Vielfalt und deren nachhaltige Nutzung 
beurteilen; und  

b.  zur begründeten Schlussfolgerung gelangen, dass keine solchen Gefährdungen und 
Beeinträchtigungen zu erwarten sind.  

2 Für die Beurteilung nach Absatz 1 Buchstabe a sind insbesondere zu berücksichtigen:  
a.  die Überlebensfähigkeit, die Ausbreitung und Vermehrung der Organismen in der Umwelt;  
b.  mögliche Wechselwirkungen mit anderen Organismen und Lebensgemeinschaften sowie 

Auswirkungen auf Lebensräume.  
 
Art. 5   Information der Abnehmerinnen und Abnehmer 
 
Wer Organismen für den Umgang in der Umwelt in Verkehr bringt, muss die Abnehmerin oder den 
Abnehmer:  

a.  über die Bezeichnung sowie die gesundheits- und umweltbezogenen Eigenschaften der 
Organismen, ihrer Stoffwechselprodukte und Abfälle informieren;  

b.  so anweisen, dass beim vorschrifts- und anweisungsgemässen Umgang in der Umwelt 
Menschen, Tiere und Umwelt nicht gefährdet werden können und die biologische Vielfalt 
sowie deren nachhaltige Nutzung nicht beeinträchtigt werden;  

c.  anweisen, welche Schutzmassnahmen bei unbeabsichtigter Freisetzung ergriffen werden 
müssen.  

 
Art. 6   Sorgfalt 
 
1 Wer mit Organismen in der Umwelt in anderer Weise als durch Inverkehrbringen umgeht, muss die nach 
den Umständen gebotene Sorgfalt anwenden, damit die Organismen, ihre Stoffwechselprodukte und Abfälle:  

a.  Menschen, Tiere und Umwelt nicht gefährden können;  
b.  die biologische Vielfalt und deren nachhaltige Nutzung nicht beeinträchtigen.  

2 Insbesondere sind die entsprechenden Vorschriften sowie die Anweisungen und Empfehlungen der 
Abgeberinnen und Abgeber zu befolgen.  
 
Art. 15  Schutz von Menschen, Tieren, Umwelt und biologischer Vielfalt vor gebietsfremden 

Organismen 
 
1 Der Umgang mit gebietsfremden Organismen in der Umwelt muss so erfolgen, dass dadurch weder 
Menschen, Tiere und Umwelt gefährdet noch die biologische Vielfalt und deren nachhaltige Nutzung 
beeinträchtigt werden, insbesondere dass:  

a.  die Gesundheit von Menschen und Tieren nicht gefährdet werden kann, insbesondere nicht 
durch toxische oder allergene Stoffe;  

b.  die Organismen sich in der Umwelt nicht unkontrolliert verbreiten und vermehren können;  
c.  die Populationen geschützter Organismen, insbesondere solcher, die in den Roten Listen 

aufgeführt sind, oder für das betroffene Ökosystem wichtiger Organismen, insbesondere 
solcher, die für das Wachstum und die Vermehrung von Pflanzen wichtig sind, nicht 
beeinträchtigt werden;  

d.  keine Art von Nichtzielorganismen in ihrem Bestand gefährdet werden kann;  
e.  der Stoffhaushalt der Umwelt nicht schwerwiegend oder dauerhaft beeinträchtigt wird;  
f.  wichtige Funktionen des betroffenen Ökosystems, insbesondere die Fruchtbarkeit des 

Bodens, nicht schwerwiegend oder dauerhaft beeinträchtigt werden.  
2 Mit invasiven gebietsfremden Organismen nach Anhang 2 darf in der Umwelt nicht direkt umgegangen 
werden; ausgenommen sind Massnahmen, die deren Bekämpfung dienen. Das Bundesamt für Umwelt 
(BAFU) kann im Einzelfall eine Ausnahmebewilligung für den direkten Umgang in der Umwelt erteilen, wenn 
die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller nachweist, dass sie oder er alle erforderlichen Massnahmen zur 
Einhaltung von Absatz 1 ergriffen hat. 
3 Aushub, der mit invasiven gebietsfremden Organismen nach Anhang 2 belastet ist, muss am Entnahmeort 
verwertet oder so entsorgt werden, dass eine Weiterverbreitung dieser Organismen ausgeschlossen ist. 
4 Vorbehalten bleiben die Regelungen der Wald-, Fischerei- und Jagdgesetzgebung. 
 
  



Art. 16  Schutz besonders empfindlicher oder schützenswerter Lebensräume vor gebietsfremden 
Organismen 

 
1 In besonders empfindlichen oder schützenswerten Lebensräumen nach Artikel 8 Absatz 2 Buchstaben a–d 
ist der direkte Umgang mit gebietsfremden Organismen nur zulässig, wenn er zur Verhinderung oder 
Behebung von Gefährdungen oder Beeinträchtigungen von Menschen, Tieren und Umwelt oder der 
biologischen Vielfalt und deren nachhaltiger Nutzung dient.  
2 Vorbehalten bleiben in Gebieten nach Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe a abweichende Bestimmungen, die in 
den jeweiligen Schutzvorschriften enthalten sind.  
 
Art. 51   Umweltmonitoring 
 
1 Das BAFU sorgt für den Aufbau eines Monitoringsystems, mit dem mögliche Gefährdungen der Umwelt 
und Beeinträchtigungen der biologischen Vielfalt durch gentechnisch veränderte Organismen und ihr 
transgenes Erbmaterial sowie durch invasive gebietsfremde Organismen frühzeitig erkannt werden können.  
2 Es bestimmt zu diesem Zweck die spezifischen Monitoringziele und legt die erforderlichen Methoden, 
Indikatoren und Beurteilungskriterien fest. Vor der Festlegung der Methoden, Indikatoren und 
Beurteilungskriterien hört es die betroffenen Bundesstellen und Kantone sowie die betroffenen Kreise an.  
3 Es verwendet für das Monitoring so weit wie möglich Daten bestehender Monitoringsysteme im Umwelt- 
und Landwirtschaftsbereich und prüft zudem besondere Beobachtungen Dritter.  
4 Die für den Vollzug dieser Verordnung zuständigen eidgenössischen und kantonalen Stellen teilen dem 
BAFU auf Anfrage die erforderlichen Daten mit; insbesondere teilt das BLW die Daten aufgrund der 
Landwirtschaftlichen Datenverordnung vom 7. Dezember 1998, der Direktzahlungsverordnung vom 7. 
Dezember 1998, der Öko-Qualitätsverordnung vom 4. April 2001, der Bio-Verordnung vom 22. September 
1997 und der Verordnung vom 7. Dezember 1998 über die Beurteilung der Nachhaltigkeit in der 
Landwirtschaft sowie aufgrund von Artikel 27 Absatz 3 der Pflanzenschutzverordnung vom 28. Februar 2001 
mit.  
5 Ergibt die Auswertung der Daten und Beobachtungen Hinweise auf Schädigungen oder 
Beeinträchtigungen, so:  

a.  lässt das BAFU, unter Beizug anderer betroffener Bundesstellen, wissenschaftlich abklären, 
ob ein kausaler Zusammenhang bestehen könnte zwischen diesen Beeinträchtigungen oder 
Schädigungen und dem Vorhandensein der überwachten Organismen nach Absatz 1;  

b.  informiert das BAFU die Kantone.  
 
Art. 52   Bekämpfung 
 
1 Treten Organismen auf, die Menschen, Tiere oder die Umwelt schädigen oder die biologische Vielfalt oder 
deren nachhaltige Nutzung beeinträchtigen könnten, so ordnen die Kantone die erforderlichen Massnahmen 
zur Bekämpfung und, soweit erforderlich und sinnvoll, zur künftigen Verhinderung ihres Auftretens an.  
2 Die Kantone informieren das BAFU und die übrigen betroffenen Bundesstellen über das Auftreten und die 
Bekämpfung solcher Organismen. Sie können einen öffentlich zugänglichen Kataster über die Standorte der 
Organismen erstellen.  
3 Das BAFU koordiniert, soweit erforderlich, die Bekämpfungsmassnahmen und entwickelt zusammen mit 
den übrigen betroffenen Bundesstellen und den Kantonen eine nationale Strategie zur Bekämpfung der 
Organismen.  
4 Vorbehalten bleiben die Bestimmungen anderer Bundeserlasse, welche die Bekämpfung schädlicher 
Organismen regeln.  
 
Anhang 2 
Verbotene invasive gebietsfremde Organismen 
1 Pflanzen 
 
Wissenschaftlicher 
Name  

Deutscher Name  Nom français  Nome italiano  

Ambrosia artemisiifolia  Aufrechte Ambrosie, 
Beifussblättriges 
Traubenkraut  

Ambroisie à feuilles 
d’armoise, Ambroisie 
élevée  

Ambrosia con foglie di 
artemisia  

Crassula helmsii  Nadelkraut  Orpin de Helms  Erba grassa di Helms  

Elodea nuttalli  Nuttalls Wasserpest  Élodée de Nuttall  Peste d’acqua di 
Nuttall  

Heracleum 
mantegazzianum  

Riesenbärenklau  Berce du Caucase, 
Berce de Mantegazzi  

Panace di Mantegazzi  

Hydrocotyle 
ranunculoides  

Grosser Wassernabel  Hydrocotyle fausse-
renoncule  

Soldinella reniforme  



Impatiens glandulifera  Drüsiges Springkraut  Impatiente 
glanduleuse  

Balsamina 
ghiandalosa  

Ludwigia spp. (L. 
grandiflora, L. 
peploides)  

Südamerikanische 
Heusenkräuter  

Jussies 
sudaméricaines  

Porracchie 
sudamericane  

Reynoutria spp. 
(Fallopia spp., 
Polygonum 
polystachyum, P. 
cuspidatum)  

Asiatische 
Staudenknöteriche  
inkl. Hybride  

Renouées asiatiques,  
hybrides incl.  

Poligoni asiatici, 
incl. ibridi  

Rhus typhina  Essigbaum  Sumac  Sommacco maggiore  

Senecio inaequidens  Schmalblättriges 
Greiskraut  

Séneçon du Cap  Senecione sudafricano 

Solidago spp. (S. 
canadensis, S. 
gigantea, S. nemoralis; 
ohne S. virgaurea)  

Amerikanische 
Goldruten 
inkl. Hybride  

Solidages américains, 
Verges d’or 
américaines, 
hybrides incl.  

Verghe d’oro 
americane, 
incl. ibridi  

 
Futtermittelbuch-Verordnung, FMBV (SR 916.20) 
vom 26. Oktober 2011 (Stand am 1. Januar 2012) 
 
Anhang 10 
Unerwünschte Stoffe und Produkte in Futtermitteln  
Teil 1 
Höchstgehalte für unerwünschte Stoffe in Futtermitteln 
 
Die Höchstkonzentrationen an unerwünschten Stoffen in Futtermitteln entsprechen den Vorschriften von 
Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 574/2011. 
 
Verordnung (EU) Nr. 574/2011 der Kommission 
vom 16. Juni 2011 zur Änderung des Anhangs I der Richtlinie 2002/32/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates hinsichtlich der Höchstgehalte für Nitrit, Melamin, Ambrosia spp. und der 
Verschleppung bestimmter Kokzidiostatika und Histomonostatika sowie zur Konsolidierung der 
Anhänge I und II derselben 
 

Unerwünschter Stoff Zur Tierernährung bestimmte 
Erzeugnisse 

Höchstgehalt in mg/kg (ppm), 
bezogen auf ein Futtermittel mit 

einem Feuchtigkeitsgehalt von 12 %
 
11. Samen von Ambrosia spp. 

 
Futtermittel-Ausgangserzeugnisse 

 
50 

  
ausgenommen: 
 
 - Hirse (Körner von Panicum 
miliaceum L.) und Sorghum (Körner 
von Sorghum bicolor (L) Moench 
s.l.), die nicht zur direkten 
Verfütterung an Tiere bestimmt sind
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Mischfuttermittel, die ungemahlene 
Körner und Samen enthalten 

 
50 

 
Pflanzenschutzverordnung, PSV (SR 916.20) 
vom 27. Oktober 2010 (Stand am 1. Januar 2012) 
 
Art. 1   Gegenstand 
 
Diese Verordnung regelt: 

a.  den Umgang mit besonders gefährlichen Schadorganismen sowie mit Waren, die potenzielle 
Träger besonders gefährlicher Schadorganismen sind; 

b.  die Produktion von Pflanzen und Pflanzenerzeugnissen, die potenzielle Träger besonders 
gefährlicher Schadorganismen sind; 

c.  die Überwachung und Bekämpfung besonders gefährlicher Schadorganismen; 



d.  den Umgang mit besonders gefährlichen Unkräutern sowie deren Überwachung und 
Bekämpfung. 

 
Art. 3   Besonders gefährliche Schadorganismen und besonders gefährliche Unkräuter 
 
1 Die besonders gefährlichen Schadorganismen sind in den Anhängen 1 und 2 aufgeführt. 
2 Die besonders gefährlichen Unkräuter sind in Anhang 6 aufgeführt. 
 
Art. 5   Verbote 
 
1 Ausserhalb eines geschlossenen Systems ist das Halten, Vermehren und Verbreiten folgender 
Organismen verboten: 

a.  besonders gefährlicher Schadorganismen nach den Anhängen 1 Teil A und 2 Teil A in allen 
ihren Formen und Stadien sowie davon befallener Pflanzen oder Pflanzenteile; 

b.  besonders gefährlicher Unkräuter nach Anhang 6; und 
c.  besonders gefährlicher Schadorganismen nach den Anhängen 1 Teil B und 2 Teil B in allen 

ihren Formen und Stadien sowie davon befallener Pflanzen oder Pflanzenteile in den 
entsprechenden Schutzgebieten. 

2 Das zuständige Departement kann den Anbau und das Inverkehrbringen von Pflanzen und Pflanzenteilen 
verbieten, die für einen besonders gefährlichen Schadorganismus stark anfällig sind oder dessen 
Verbreitung offensichtlich begünstigen. 
3 Kann die Ausbreitung besonders gefährlicher Schadorganismen oder besonders gefährlicher Unkräuter 
ausgeschlossen werden, so kann das zuständige Bundesamt für das Halten und Vermehren dieser 
Organismen ausserhalb eines geschlossenen Systems Ausnahmen bewilligen: 

a.  zu Forschungszwecken; 
b.  zu Diagnosezwecken; 
c.  für die Erhaltung unmittelbar gefährdeter phytogenetischer Ressourcen für die Ernährung 

und die Landwirtschaft. 
 
Art. 42   Bekämpfungsmassnahmen der kantonalen Dienste 
 
1 Werden im Inland besonders gefährliche Schadorganismen nach den Anhängen 1 Teil A und 2 Teil A oder 
besonders gefährliche Unkräuter nach Anhang 6 festgestellt, so muss der zuständige kantonale Dienst die 
vom zuständigen Bundesamt angewiesenen Massnahmen ergreifen, die zur Tilgung von Einzelherden 
geeignet sind. Ausgenommen sind kurzfristige Massnahmen in Parzellen, auf denen Waren, die den 
Bestimmungen über den Pflanzenpass unterliegen, produziert werden; diese werden vom EPSD 
durchgeführt. 
2 Ist eine Tilgung nicht möglich, so hat der zuständige kantonale Dienst Vorkehrungen zur Verhinderung 
einer weiteren Ausbreitung zu treffen. 
3 Werden in einem Schutzgebiet für dieses Gebiet besonders gefährliche Schadorganismen nach den 
Anhängen 1 Teil B und 2 Teil B festgestellt, so muss er die Massnahmen nach den Absätzen 1 und 2 treffen. 
4 Die Kantone können beim Auftreten besonders gefährlicher Schadorganismen oder bei Verdacht auf Befall 
mit solchen Organismen insbesondere: 

a.  Kulturen oder Waren, die befallen sind oder verdächtigt sind, befallen zu sein, bis zur 
Abklärung des definitiven phytosanitären Status der Quarantäne unterstellen; 

b.  Waren, die von besonders gefährlichen Schadorganismen befallen sind oder verdächtigt 
sind, befallen zu sein, sowie damit in Berührung gekommenes Material beschlagnahmen; 

c.  die Verwertung befallener oder des Befalls verdächtigter Waren anordnen, die geeignet ist, 
die Verbreitung besonders gefährlicher Schadorganismen auszuschliessen; 

d.  den Anbau oder das Anpflanzen von Wirtspflanzen in einer von einem besonders 
gefährlichen Schadorganismus oder seinem Vektor befallenen Parzelle so lange verbieten, 
bis das Befallsrisiko nicht mehr besteht; 

e.  den Anbau oder das Anpflanzen von Pflanzen verbieten, die für einen besonders 
gefährlichen Schadorganismus stark anfällig sind; 

f.  das Entfernen solcher Pflanzen in der Umgebung von anfälligen Kulturen anordnen; 
g.  Massnahmen gegen Vektoren besonders gefährlicher Schadorganismen anordnen, die 

deren Ausbreitung verhindern; 
h.  die Vernichtung befallener oder befallsverdächtiger Waren anordnen. 

5 Die Kantone können beim Auftreten besonders gefährlicher Unkräuter insbesondere anordnen: 
a.  Massnahmen, die deren Verbreitung verhindern; 
b.  die Vernichtung dieser Pflanzen sowie von Saat- und Erntegut, das mit deren Samen 

verunreinigt ist. 
6 Die Verwertung und die Vernichtung nach den Absätzen 4 Buchstaben c und h und 5 Buchstabe b müssen 
amtlich kontrolliert werden. 



7 Das zuständige Bundesamt kann nach Anhörung der betroffenen kantonalen Dienste Richtlinien erlassen 
die gewährleisten, dass die Massnahmen zur Bekämpfung besonders gefährlicher Schadorganismen und 
besonders gefährlicher Unkräuter einheitlich und sachgerecht durchgeführt werden. 
 
Art. 58   Erhebungen und Kontrollmassnahmen 
 
1 Soweit diese Verordnung nichts anderes bestimmt, sind die mit den Pflanzenschutzmassnahmen betrauten 
Organe befugt, Erhebungen und Kontrollmassnahmen anzuordnen, die für den Vollzug dieser Verordnung 
notwendig sind. 
2 Zu diesem Zweck sind die genannten Organe oder ihre Beauftragten ermächtigt, die erforderlichen 
Auskünfte einzuholen. Es ist ihnen Zutritt zu den Kulturen, Betrieben, Grundstücken, Geschäfts- und 
Lagerräumen und nötigenfalls Einsicht in Bücher und Korrespondenzen zu gewähren. 
3 Die genannten Organe oder ihre Beauftragten sind auch berechtigt zu prüfen, ob die Massnahmen und 
Anordnungen über den Pflanzenschutz eingehalten sind bei Betrieben und Personen, die: 

a.  in irgendeiner Weise mit besonders gefährlichen Schadorganismen zu tun haben, die in den 
Anhängen 1 und 2 aufgeführt sind oder für die vorsorgliche Massnahmen nach Artikel 52 
Absatz 6 angeordnet worden sind; 

b.  gewerblich mit Waren umgehen, die solche Organismen enthalten können; 
c.  in irgendeiner Weise mit besonders gefährlichen Unkräutern zu tun haben, die in Anhang 6 

aufgeführt sind. 
 
Anhang 6 
Besonders gefährliche Unkräuter 
 
1. Ambrosia artemisiifolia L. 
 
Chemikalien-Risikoreduktions-Verordnung, ChemRRV (SR 814.81) 
vom 18. Mai 2005 (Stand am 1. Dezember 2012) 
 
Anhang 2.5 
Pflanzenschutzmittel 
1  Verwendung 
1.1  Verbote und Einschränkungen 
 
1 Pflanzenschutzmittel dürfen nicht verwendet werden: 

a.  in Gebieten, die gestützt auf eidgenössisches oder kantonales Recht unter Naturschutz 
stehen, soweit die dazugehörigen Vorschriften nichts anderes bestimmen; 

b.  in Riedgebieten und Mooren; 
c.  in Hecken und Feldgehölzen sowie in einem Streifen von drei Metern Breite entlang von 

Hecken und Feldgehölzen; 
d.  im Wald sowie in einem Streifen von drei Metern Breite entlang der Bestockung; 
e.  in oberirdischen Gewässern und in einem Streifen von drei Metern Breite entlang von 

oberirdischen Gewässern; 
f.  in der Zone S1 von Grundwasserschutzzonen (Art. 29 Abs. 2 der 

Gewässerschutzverordnung vom 28. Okt. 1998; GSchV); 
g.  auf und an Gleisanlagen in der Zone S2 von Grundwasserschutzzonen. 

2 Pflanzenschutzmittel, die dazu bestimmt sind, unerwünschte Pflanzen oder Pflanzenteile zu vernichten 
oder auf ein unerwünschtes Pflanzenwachstum Einfluss zu nehmen, dürfen zudem nicht verwendet werden: 

a.  auf Dächern und Terrassen; 
b.  auf Lagerplätzen; 
c.  auf und an Strassen, Wegen und Plätzen; 
d.  auf Böschungen und Grünstreifen entlang von Strassen und Gleisanlagen. 

3 Für die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln in der Zone S2 von Grundwasserschutzzonen (Art. 29 Abs. 
2 GSchV) gilt die Pflanzenschutzmittelverordnung vom 18. Mai 2005. 
 
1.2  Ausnahmen 
 
1 Von den Verboten nach Ziffer 1.1 Absatz 1 Buchstaben a und b ausgenommen ist die Verwendung von 
Pflanzenschutzmitteln, die dazu bestimmt sind, Erntegüter in geschlossenen Anlagen oder Gebäuden zu 
konservieren, soweit durch Schutzvorkehrungen sichergestellt ist, dass die Mittel oder ihre Abbauprodukte 
nicht abgeschwemmt werden oder in das Erdreich versickern. 
2 Von den Verboten nach Ziffer 1.1 Absatz 1 Buchstaben c und d, soweit Buchstabe d bestockte Weiden 
sowie den Streifen von 3 Metern Breite entlang der Bestockung betrifft, ausgenommen sind 
Einzelstockbehandlungen von Problempflanzen, sofern diese mit anderen Massnahmen, wie regelmässiges 
Mähen, nicht erfolgreich bekämpft werden können. 



3 Können im Wald Pflanzenschutzmittel nicht durch Massnahmen ersetzt werden, welche die Umwelt 
weniger belasten, erteilt die zuständige kantonale Behörde in Abweichung vom Verbot nach Ziffer 1.1 Absatz 
1 Buchstabe d und unter Vorbehalt von Ziffer 1.1 Absätze 1 Buchstaben a, b, e und f sowie 2 und 4 eine 
Bewilligung nach den Artikeln 4–6 für die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln: 

a.  zur Behandlung von Holz im Wald, von dem in der Folge von Naturereignissen Waldschäden 
ausgehen können, und gegen die Erreger von Waldschäden selbst, wenn dies für die 
Erhaltung des Waldes unerlässlich ist; 

b.  zur Behandlung von geschlagenem Holz auf dazu geeigneten Plätzen, sofern es nicht 
rechtzeitig abgeführt werden kann und diese Plätze nicht in Grundwasserschutzzonen 
liegen; 

c.  in forstlichen Pflanzgärten ausserhalb von Grundwasserschutzzonen; 
d.  zur Behebung von Wildschäden in natürlichen Verjüngungen sowie bei Wieder- oder 

Neuanpflanzungen, wenn dies für die Erhaltung des Waldes unerlässlich ist. 
4 Vom Verbot nach Ziffer 1.1 Absatz 2 Buchstabe c ausgenommen sind Einzelstockbehandlungen von 
Problempflanzen bei National- und Kantonsstrassen, sofern diese mit anderen Massnahmen, wie 
regelmässiges Mähen, nicht erfolgreich bekämpft werden können. 
5 Vom Verbot nach Ziffer 1.1 Absatz 2 Buchstabe d ausgenommen sind Einzelstockbehandlungen von 
Problempflanzen, sofern diese mit anderen Massnahmen, wie regelmässiges Mähen, nicht erfolgreich 
bekämpft werden können. 


